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Die Delegationen erhalten anbei die Empfehlung für eine Empfehlung des Rates über die 

Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union in der vom Ausschuss für 

Wirtschaftspolitik und vom Wirtschafts- und Finanzausschuss vereinbarten Fassung. 

 

 

069488/EU XXV. GP
Eingelangt am 16/06/15

www.parlament.gv.at

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6675/15;Nr:6675;Year:15&comp=6675%7C2015%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6675/15;Nr:6675;Year:15&comp=6675%7C2015%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ECOFIN%20169;Code:ECOFIN;Nr:169&comp=ECOFIN%7C169%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:UEM%2074;Code:UEM;Nr:74&comp=UEM%7C74%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:SOC%20137;Code:SOC;Nr:137&comp=SOC%7C137%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:COMPET%2093;Code:COMPET;Nr:93&comp=COMPET%7C93%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ENV%20133;Code:ENV;Nr:133&comp=ENV%7C133%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:EDUC%2069;Code:EDUC;Nr:69&comp=EDUC%7C69%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:RECH%2063;Code:RECH;Nr:63&comp=RECH%7C63%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ENER%2079;Code:ENER;Nr:79&comp=ENER%7C79%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:POLGEN%2069;Code:POLGEN;Nr:69&comp=POLGEN%7C69%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:TRANS%20159;Code:TRANS;Nr:159&comp=TRANS%7C159%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:MI%20294;Code:MI;Nr:294&comp=MI%7C294%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:IND%2073;Code:IND;Nr:73&comp=IND%7C73%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:AGRI%20254;Code:AGRI;Nr:254&comp=AGRI%7C254%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:AG%2015;Code:AG;Nr:15&comp=AG%7C15%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:CO%20EUR-PREP%2023;Code:CO%20EUR-PREP;Nr:23&comp=CO%20EUR-PREP%7C23%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RAG&code2=WIRPO&gruppen=&comp=
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RAG&code2=WIRPO&gruppen=&comp=
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=69488&code1=RAG&code2=WIFA&gruppen=&comp=


 

 

6675/15   gha/HAL/ab 2 
 DGG 1A  DE 
 

Empfehlung für eine 

EMPFEHLUNG DES RATES 

über die Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 121 Absatz 2, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

gestützt auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mitgliedstaaten sollten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit von gemeinsamem 
Interesse betrachten und sie im Rat koordinieren. Der Rat sollte Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
und beschäftigungspolitische Leitlinien annehmen, damit sie den Mitgliedstaaten und der Union als 
Leitfaden für die einschlägigen Maßnahmen dienen können. 

(2) Im Einklang mit den Vertragsbestimmungen hat die Union fiskalpolitische und makro-
strukturelle Koordinierungsinstrumente entwickelt und eingeführt. Im Europäischen Semester 
werden die verschiedenen Instrumente in einem übergreifenden Rahmen für integrierte multilaterale 
wirtschaftliche und haushaltspolitische Überwachung zusammengeführt. Die im Jahreswachstums-
bericht 2015 der Kommission vorgesehene Straffung und Stärkung des Europäischen Semesters 
wird seine Funktionsweise weiter verbessern. 

(3) Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat erhebliche Schwächen in der Wirtschaft der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten aufgezeigt. Außerdem hat sie deutlich gemacht, wie eng die Volkswirtschaften 
und Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten miteinander verflochten sind. Zudem sind durch den starken 
Anstieg der öffentlichen Verschuldung Risiken für die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen entstanden. Die wesentliche Herausforderung besteht heute darin, in der Union für ein 
starkes, nachhaltiges und inklusives Wachstum zu sorgen und Arbeitsplätze zu schaffen. Dies 
erfordert abgestimmte und ehrgeizige politische Maßnahmen auf Unions- und nationaler Ebene im 
Einklang mit den Bestimmungen des Vertrags und der wirtschaftspolitischen Steuerung der Union. 
Die Maßnahmen sollten eine Ankurbelung der Investitionen sowie eine erneuerte Verpflichtung zu 
Strukturreformen und zu einer verantwortungsvollen Fiskalpolitik bewirken, wobei Angebots- und 
Nachfrageseite berücksichtigt werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Union sollten sich auch mit den sozialen Auswirkungen der Krise 
auseinandersetzen und sich um eine von Zusammenhalt geprägte Gesellschaft bemühen, in der die 
Menschen dazu befähigt werden, Veränderungen zu antizipieren und zu bewältigen, und aktiv am 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben teilnehmen können. Zugangsmöglichkeiten und 
Chancen sollten für alle sichergestellt und Armut und soziale Ausgrenzung abgebaut werden, 
insbesondere durch die Gewährleistung gut funktionierender Arbeitsmärkte und Sozialsysteme und 
die Beseitigung von Hindernissen für die Teilnahme am Arbeitsmarkt. Außerdem sollten die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Vorteile des Wirtschaftswachstums allen Bürgerinnen und 
Bürgern und allen Regionen zugutekommen. 
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(5) Maßnahmen im Einklang mit den Leitlinien stellen einen wichtigen Beitrag zur 
Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 dar. Die Leitlinien bilden ein integriertes 
Bündel europäischer und nationaler Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten und die Union umsetzen 
sollten, um die positiven Spillover-Effekte koordinierter Strukturreformen, einen angemessenen 
gesamtwirtschaftlichen Policy-Mix und einen kohärenteren Beitrag der europäischen Politik zu den 
Zielen der Strategie Europa 2020 zu erreichen und um das reibungslose Funktionieren der 
Wirtschafts- und Währungsunion zu gewährleisten. 

(6) Auch wenn sich diese Leitlinien an die Mitgliedstaaten und die Union richten, sollten sie in 
Partnerschaft mit allen nationalen, regionalen und lokalen Behörden und in enger Zusammenarbeit 
mit den Parlamenten sowie den Sozialpartnern und den Vertretern der Zivilgesellschaft umgesetzt 
werden. 

(7) Die Grundzüge der Wirtschaftspolitik geben den Mitgliedstaaten Orientierung für die 
Durchführung von Reformen und spiegeln die gegenseitige Abhängigkeit wider. Sie stehen im 
Einklang mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt. Die Leitlinien sollten die Grundlage für die 
länderspezifischen Empfehlungen bilden, die der Rat gegebenenfalls an die Mitgliedstaaten richtet – 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN: 

(1) Die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die Union sollten bei der Ausgestaltung ihrer 
Wirtschaftspolitik den im Anhang dargelegten Grundzügen Rechnung tragen. Diese Leitlinien sind 
Teil der "integrierten Leitlinien". 

Geschehen zu Brüssel am  

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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